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Rüdiger Klasen                                                                                               
Wittenburgerstr.10                                                                                          
19243 Püttelkow                                                                                           
 
29.04. 2014 
 
Amtsgericht Schwerin 
Demmlerplatz 1- 2 
19053 Schwerin 
         
Betrifft: Sofortige Beschwerde zum Beschluß vom Landgericht Schwerin vom 25.04.2013 (Zustellung 
28.04.2013)  *Erzwingungshaft*  Geschäftsnummer: 111 Js 111/13 StA SN 
 
Erneute Erinnerung  zum Schreiben vom 22.11.2013 und das Schreiben von der von mir 
bevollmächtigten Frau Anke Hoffmann vom 01.12. 2013 
 
In Sachen Stadt Schwerin ./. Rüdiger Klasen 
 
Das Amtsgericht Schwerin hat mit Beschluß am 27.11.2013 mit Zeichen 35 OWi 666/13 
„Erzwingungshaft von 1 Tag“ für Herrn Rüdiger Klasen angeordnet. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren. 
 
Die Beschwerde des Betroffenen ist im Gegensatz zur Beschlussbegründung begründet. 
 
 
Der o.g. Beschluß vom Landgericht Schwerin stellt eine Grundrechteverletzung dar und beweist auch die 
Befangenheit der Richter Piepel, Herr (?) und Dr. Kwaschik. Begründung: 
 
Zu 1 Der Beschluß enthält keine Rechtsmittelbelehrung und stellt daher einen Verfahrensfehler dar und 
verwehrt daher den mir zustehenden Rechtsweg.  
Für beide Parteien gilt der Grundsatz der Gleichbehandlung in der Rechtsnorm. 

 
Zu 2 Außerdem ist der Beschluß NICHT von den Richtern Piepel, Herr (?), Dr. Kwaschik unterschrieben, 
was einen Verstoß gegen das BGB § 126 darstellt.   
Keine Unterschrift = kein Verantwortungsbereich! Dabei finden sich zwingende Grundlagen für die 
persönliche Unterschrift in dem §§ 126 BGB, 315 ZPO, 275 StPO, 117 I VwGO, 37 III VwGO! Das gilt 
insbesondere für Behörden: Zur Schriftform gehört grundsätzlich die eigenhändige Unterschrift (vgl. z. B.  
Urteil vom 6. Dezember 1988 BVerwG 9 C 40.87 BVerwG E 81, 32 - Beschluss vom 27. Januar 2003 
BVerwG 1 B 9202 NJW 2003, 1544) 
Zwar hat der gemeinsame Senat der obersten Gerichtshöfe des Bundes entschieden, dass es bei der 
Übermittlung von Schriftsätzen auf elektronischen Wege den gesetzlichen Schriftformerfordernissen unter 
bestimmten Voraussetzungen auch ohne eigenhändige Unterschrift Genüge getan ist. (Beschluß vom 5. 
April 2000 GmS-OBG 1/98 Buchholz 310 § 81 VwGO Nr. 15), dies gilt aber nur in den Fällen, in denen 
aus technischen Gründen die Beifügung einer eigenhändigen Unterschrift unmöglich ist und nicht für die 
durch normale Briefpost übermittelten Schriftsätze, deren Unterzeichnung möglich und zumutbar ist. (vgl. 
BFH, Urteil vom 10. Juli 2002 VII B 6/02 BF H/N V 2002, 1 5 9 7; Beschluss vom 27.Januar 2003 BVerwG 
1 B 92.02 a. a. O).  
Die Standartbehauptung Zitat: *Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und gilt auch ohne Unterschrift 
ist eine strafbewehrte Täuschung im Rechtsverkehr. Ohne Unterschrift kann keine Rechtskraft eintreten! 
Dies gilt vor allem auch für gerichtliche Dokumentationen, wie Urteile, Beschlüsse, Vollstreckungstitel etc.. 
Die kommentierte Fassung der Prozeßordnung sagt eindeutig aus: „Unterschriften von Richtern müssen 
stets mit Namen oder zumindest so wiedergegeben werden, dass über ihre Identität kein Zweifel 
aufkommen kann. Denn für den Zustellungsempfänger muß überprüfbar sein, ob die Richter, die an der 
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Entscheidung mitgewirkt haben, das Urteil auch unterschrieben haben. Deshalb genügt insoweit die 
Angabe „gez. Unterschrift“ nicht.“ (vgl. RGZ 159,25,26 BGH; Beschlüsse v. 14.07.1965 – VII ZB 6&65 = 
Vers. R 1965, 1075, v. 15.04.1970 – VIII ZB 1/70 = VersR 1970, 623, v. 08.06.1972 . III ZB 7/72 = Vers. G 
1972, 975, Urt. v. 26.10.1972 – VII ZR 63/72 = VersR 1973, 87) 

Verweis dazu auch Pressemitteilung Freispruch Banker wegen fehlender Unterschrift des 
Richters § 126 BGB. Es gilt der Gleichbehandlungsgrundsatz auch für mich. 

 
Im Vorwege sei zudem festgestellt: Selbst wenn der Beschluss in der Akte unterzeichnet sein sollte, 
verstößt eine NICHT unterschrieben Ausfertigung trotzdem gegen das BGB: § 1263, 315 ZPO, 275 StPO, 
117 I VwGO, 37 III VwGO! Denn für den Zustellungsempfänger muß überprüfbar sein, ob die Richter, die 
an der Entscheidung mitgewirkt haben, das Urteil auch unterschrieben haben. Deshalb genügt insoweit 
die Angabe auf der Ausfertigung „gez. Unterschrift“ nicht.“ (vgl. RGZ 159,25,26 BGH; Beschlüsse v. 
14.07.1965 – VII ZB 6&65 = Vers. R 1965, 1075, v. 15.04.1970 – VIII ZB 1/70 = VersR 1970, 623, v. 
08.06.1972 . III ZB 7/72 = Vers. G 1972, 975, Urt. v. 26.10.1972 – VII ZR 63/72 = VersR 1973, 87) 

Die kommentierte Fassung der Prozeßordnung sagt eindeutig: „Unterschriften von Richtern müssen stets 
mit dem Namen oder zumindest so wiedergegeben werden, daß über ihre Identität kein Zweifel 
aufkommen kann. Denn für den Zustellempfänger muß nachprüfbar sein, ob die Richter, die an der 
Entscheidung mitgewirkt haben, das Urteil auch unterschrieben haben. Deshalb genügt insoweit die 
Angabe „gez. Unterschrift“ nicht.“ (vgl. RGZ 159, 25, 26, BGH, Beschlüsse v. 14.07.1965 - VII ZB 6&65 = 
Vers.R 1965, 1075, v. 15.04.1970 - VIII ZB 1/70 = VersR 1970, 623, v. 08.06.1972 - III ZB 7/72 = VersR 
1972, 975, Urt. v. 26.10.1972 - VII ZR 63/72 = VersR 1973, 87)  
 
„Paraphen“ (Handzeichen) sind KEINE rechtsgültigen Unterschriften: „Eine eigenhändige Unterschrift liegt 
vor, wenn das Schriftstück mit dem vollen Namen unterzeichnet worden ist. Die Abkürzung des Namens - 
sogenannte Paraphe - anstelle der Unterschrift genügt nicht.“ (BFH-Beschluß vom 14. Januar 1972 III R 
88/70, BFHE 104, 497, BStBl II 1972, 427; Beschluß des Bundesgerichtshofs - BGH - vom 13. Juli 1967 I 
a ZB 1/67, Neue Juristische Wochenschrift - NJW - 1967, 2310) „Die Unterzeichnung nur mit einer 
Paraphe läßt nicht erkennen, daß es sich um eine endgültige Erklärung des Unterzeichners und nicht 
etwa nur um einen Entwurf handelt. Es 

wird zwar nicht die Lesbarkeit der Unterschrift verlangt. Es muß aber ein die Identität des 
Unterschreibenden ausreichend kennzeichnender individueller Schriftzug sein, der einmalig ist, 
entsprechende charakteristische Merkmale aufweist und sich als Unterschrift eines Namens darstellt. Es 
müssen mindestens einzelne Buchstaben zu erkennen sein, weil es sonst an dem Merkmal einer Schrift 
überhaupt fehlt.“ (BGHBeschlüsse vom 21. März 1974 VII ZB 2/74, Betriebs-Berater - BB - 1974, 717, 
Höchstrichterliche Finanzrechtsprechung -HFR - 1974, 354, und vom 27. Oktober 1983 VII ZB 9/83, 
Versicherungsrecht - VersR -1984, 142) „Wird eine Erklärung mit einem Handzeichen unterschrieben, das 
nur einen Buchstabenverdeutlicht, oder mit einer Buchstabenfolge, die erkennbar als bewußte und 
gewollte Namensabkürzung erscheint, liegt keine Namensunterschrift im Rechtssinne vor.“ (st. Rspr.vgl. 
BGH, Beschluß vom 27. September 2005 - VIII ZB 105/04 - NJW 2005, 3775 unter II2 a und b) 

Ein nicht vom Richter unterzeichneter Beschluss ist regelmäßig unwirksam. Nicht nur zivilrechtliche 
Urteile, sondern auch Beschlüsse stellen lediglich dann unverbindliche Entwürfe dar, solange der 
erkennende Richter sie nicht persönlich unterschrieben hat (BVG NJW 1985, 788; BGH WM 1986, 331, 
332; BGHZ. 137,49; OLG Köln NJW 1988 2805f; OLG Köln Rechtspfleger 1981, 198)." 
 
Es ist ferner zur Wirksamkeit des betr. Beschlusses der  Richter zu prüfen: Eine gerichtliche Entscheidung 
(egal, ob Urteil oder beschluss) ist im Original von demjenigen (Richter, Rechtspfleger) der sie erlässt zu 
unterschreiben. Ansonsten ist sie unwirksam. Dar Original befindet sich aber in der Akte, nicht in Händen 
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einer Partei. Ob das Exemplar der Entscheidung dass die Partei in Händen hält unterschrieben ist oder 
nicht, sagt über die Wirksamkeit NICHTS aus. 

Es ist in dieser hoch technisierten Zeit nicht noch viel bedeutsamer, dass der ZUSTELLEMPFÄNGER die 
Möglichkeit hat nachzuprüfen, ob das Urteil auch tatsächlich von einem Gericht stammt, insbesondere bei 
Geldstrafen wie OWi. 

Auszug aus Prütting-Gehrlein-Thole, ZPO-Kommentar, Seite 884: 

2 B. Zustellung von Amts wegen. I. Anforderungen an die zuzustellende Urteilsausfertigung. Die 
Zustellung des Urteils erfolgt nicht durch Übermittlung der Urschrift, sondern einer amtlichen Ausfertigung 
(dazu Abs 2–6), → die die vollständige Entscheidung einschließlich der Unterschriften enthält (BGH NJW 
01, 1653, 1654), die von den nach § 309 ZPO mitwirkenden Richtern zu leisten sind; 

Gem. Wieczorek/Schütze, ZPO u. Nebengesetze Großkommentar (Zitat), hängt die wirksame Zustellung 
einer Ausfertigung nicht vom Vorhandensein der richterlichen Unterschriften auf der Urschrift gem. § 315 
(1) ZPO ab, sondern maßgebend ist ausschließlich das Vorhandensein der richterlichen Unterschriften auf 
der zugestellten Ausfertigung. War die Entscheidung nicht zu verkünden, sondern gem. § 310 (3) ZPO 
zuzustellen (...auf dem Postweg) und existiert rechtlich mangels wirksamer Zustellung nicht, laufen auch 
keine Rechtsmittelfristen. 

Der Willkür wird Tür und Tor geöffnet, denn es gibt keine Verantwortlichen mehr, die zur Haftung 
herangezogen werden können, wenn die eigenhändige Unterschrift des Ausstellers/Verantwortlichen fehlt! 
Die rechtlich zwingenden Grundlagen für die eigenhändige Unterschrift finden sich in den §§ 126 BGB 
(ranghöheres Recht!), 315 I ZPO, 275 II StPO, 12 RPflG, 117 I VwGO und 37 III VwVfG (ius cogens)!  
 
Zu 3 Es wird festgestellt: Hierbei ist aber zu beachten, daß es der ZPO, StPO, VwGO, dem VwVfG 
u.v.a.m. der Angabe des räumlichen Geltungsbereiches ermangelt! Gemäß der einschlägigen 
Rechtsprechung des BVerfG und BVerwG sind solche Gesetze daher nicht anwendbar und somit nichtig! 
Mangels Angabe des räumlichen Geltungsbereiches sind viele Gesetze überdies auch wegen Verstoßes 
gegen das sich aus Art. 80 I 2 GG ergebende Bestimmtheitsgebot Null und Nichtig, darf auch deswegen – 
nach rechtsstaatlichen Grundsätzen - nicht danach verfahren werden! Daher, bei Hinweis auf ein Gesetz, 
grundsätzlich prüfen, ob ein räumlicher Geltungsbereich angegeben ist. Verweis Judikatur des BVerfG (cf. 
1 C 
74/61 vom 28.11.1963) und BVerwG (cf. 17, 192 = DVBl. 1964, 147) 
Gesetze, die keinen räumlichen Geltungsbereich definieren, sind NICHTIG! 

Diese Gesetze sind wegen Verstoßes gegen das Gebot der Rechtssicherheit (BVerwG 17, 192 = DVBl 
1964, 147) und des Bestimmtheitsgebotes (Art. 80 I 2 GG, § 37 VwVfG) ungültig und nichtig! BVerwG: 
„Jedermann muß, um sein eigenes Verhalten darauf einrichten zu können, in der Lage sein, den 
räumlichen Geltungsbereich eines Gesetzes ohne weiteres feststellen können. Ein Gesetz das hierüber 
Zweifel aufkommen läßt, ist unbestimmt und deshalb wegen Verstoßes gegen das Gebot der 
Rechtssicherheit ungültig: Hierbei hat der Normgeber überdies zu beachten, daß sich eine derartige Norm 
in aller Regel nicht an einen fachlich qualifizierten Personenkreis wendet, er mithin nicht davon ausgehen 
kann, jedermann könne Karten oder Texte mit überwiegendem juristischen Inhalt lesen.“ (BVerwG a.a.O) 
BVerfG 1 C 74/61 vom 28.11.1963 Zitat: „…. denn eine Norm, die den räumlichen Geltungsbereich ihres 
Verbotes so ungenügend bestimmt, daß ihr nicht eindeutig entnommen werden kann wo sie gilt, läßt den 
Rechtsunterworfenen im Unklaren darüber, was Rechtens sein soll.“ 
 
Verordnungen und Gesetze, die gegen höheres Recht verstoßen, sind NICHTIG! „Ein Gesetz kann nicht 
durch eine allgemeine Verwaltungsvorschrift außer Kraft gesetzt oder abgeändert werden, ebenso wie es 
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nicht durch einen Verwaltungsakt durchbrochen und nicht durch eine Rechtsnorm, die im Vergleich zum 
Gesetz von niedrigerem Range ist, verdrängt werden kann. Diese dem Gesetz kraft Verfassungsrechts 
innewohnende Eigenschaft, staatliche Willensäußerungen niedrigeren Ranges, insbesondere 
Verwaltungsakte und Allgemeinverfügungen, rechtlich zu hindern oder zu zerstören, kann sich aber 
naturgemäß nur auswirken, wo ein Widerspruch zwischen dem Gesetz und der Willensäußerung 
niedrigeren Ranges besteht.“ (vgl. BVerfGE 8, 155 [169 f.]). (- 2 BvR 883/73 und 379, 497, 526/74 - vom 
28. Oktober 1975) „Beamte“ haben die Rechtsgrundlagen zu kennen! Im Urteil 1 U 1588/01 des 
Oberlandesgerichts Koblenz heißt es auf Seite 5 unter a): "Für die Beurteilung im Sinne des § 839 BGB 
gilt ein objektiv-abstrakter Sorgfaltsmaßstab. 

Danach kommt es auf die Kenntnisse und Einsichten an, die für die Führung des übernommenen Amts im 
Durchschnitt erforderlich sind, nicht aber auf die Fähigkeiten, über die der Beamte tatsächlich verfügt. 
Dabei muß jeder Beamte die zur Führung seines Amtes notwendigen Rechts- und Verwaltungskenntnisse 
besitzen oder sich diese verschaffen. Ein besonders strenger Maßstab gilt für Behörden, die wie die 
Finanzämter durch den Erlaß von Bescheiden selbst vollstreckbare Titel schaffen. Eine objektiv unrichtige 
Gesetzesauslegung oder Rechtsanwendung ist schuldhaft, wenn sie gegen den klaren und eindeutigen 
Wortlaut der Norm verstößt oder wenn aufgetretene Zweifelsfragen durch die höchstrichterliche 
Rechtsprechung, sei es auch nur in einer einzigen Entscheidung, geklärt sind."  

Fehlende Staatshaftung durch Privatsierung der Bundesrepublik Deutschland: 

Jeder Bedienstete und Beamte haftet danach persönlich und mit seinem Privatvermögen nach § 839 
BGB.  Beamte haben einen entstandenen finanziellen Schaden (Gebühren etc.) persönlich zu ersetzen! 
Gemäß den §§ 823 und 839 BGB haftet jeder Beamte persönlich für jede Summe, die er ohne gültige 
Rechtgrundlage verursacht hat! Diese kann ihm im Zuge des Schadenersatzes persönlich in Rechnung 
gestellt werden.  
Ein eventueller Durchgriff gemäß § 823 BGB respektive 839 BGB ist so für mich verhindert! 

Es wird daher um Nachreichung des o.g. Beschlusses mit der pers. Unterschrift der Richter Piepel, Herr 
(?) und Dr. Kwaschik vom LG Schwerin eingefordert. 

Dabei geht es bei den betr. Richtern Richter Piepel, Herr (?) und Dr. Kwaschik um folgenden Sachverhalt: 

Gemäß § 63 BBG tragen alle Beteiligten für die Rechtmäßigkeit ihrer 
dienstlichen Handlungen die volle persönliche Verantwortung. 
 
Zu 3 Darüber hinaus ist festzustellen ob es sich bei den Richter Sattler und um Richter Herbst 
überhaupt um einen gesetzlichen  Richter laut Grundgesetz Artikel G handelt. 
 

Grundgesetz 
IX. Die Rechtsprechung (Art. 92 - 104) 

Artikel 101 
 

(1) Ausnahmegerichte sind unzulässig. Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. 
 

(2) Gerichte für besondere Sachgebiete können nur durch Gesetz errichtet werden. 
 
 Es wird festgestellt: 
 
Das gewährte Recht ist ein Grundrecht (grundrechtsgleiches Recht), auf das sich jedermann berufen kann 
(Menschenrecht). 
 
Die verfassungsrechtliche Gewährleistung ist durch § 16 des Gerichtsverfassungsgesetzes auch 
bundesgesetzlich manifestiert. 
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§ 16 GVG 
 
Richter sind alle Personen, die an öffentlichen Gerichten zur Rechtsprechung berufen, unabhängig und 
nur dem Gesetz unterworfen sind. Dazu zählen alle Berufsrichter, Ersatzrichter, ehren- und 
nebenamtlichen Richter und die Richter am Europäischen Gerichtshof. 
 
"Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften ist gesetzlicher Richter im Sinne des Art. 101 Abs. 1 
Satz 2 GG. Er ist ein durch die Gemeinschaftsverträge errichtetes hoheitliches Rechtspflegeorgan, das 
auf der Grundlage und im Rahmen normativ festgelegter Kompetenzen und Verfahren Rechtsfragen nach 
Maßgabe von Rechtsnormen und rechtlichen Maßstäben in richterlicher Unabhängigkeit grundsätzlich 
endgültig entscheidet. Das Verfahrensrecht des Gerichtshofs genügt rechtsstaatlichen Anforderungen an 
ein gehöriges Verfahren; es gewährleistet insbesondere das Recht auf Gehör, dem 
Verfahrensgegenstand angemessene prozessuale Angriffs- und Verteidigungsmöglichkeiten und frei 
gewählten, kundigen Beistand" (BVerfGE 73, 339, 340). 
 
Keine Richter i. S. v. Art. 101 GG sind streitentscheidende Personen an "privaten Gerichten", 
Parteienschiedsgerichte (§ 14 Parteiengesetz), Ehrengerichte von Berufsständen und die Schiedsgerichte 
i. S. v. §§ 1025 ff. ZPO. 
 
Es ist daher zu prüfen ob der Richter Sattler über amtliche Grundlagen wie einen Amtsausweis nach BGB 
verfügt und das ist dem Beschwerdeführer zweifelsfrei dezidiert nachzuweisen. 
 
Durch Privatsierung auch der Justiz von Berlin besteht der Verdacht des Verstoßes gegen Grundgesetz 
Artikel 101 und den nachfolgenden § 16 GVG, §§ 1025 ff. ZPO und § 14 Parteiengesetz 
 
Verweis UPIC Auszüge zur Justiz und Land Mecklenburg- Vorpommern 
 
Zu 4 Es besteht insbesondere der erhärtete Verdacht, dass das Landgericht Schwerin durch den 
geheimen Staatsstreich v. 8.12.2010 (Streichung der RAG einhergehend mit Urkundenfälschung - Datum 
- im STAG Gesetz v. 1934) Staatenlos – vogelfrei unter der Weiterführung des 3. Reiches mit der 
Glaubhaftmachung DEUTSCH von 1934 ohne jegliche Legitimation handelt, was zu prüfen ist.  
Es ist im Prüfungsverfahren in eigener Recherche zu ermitteln BGBL I II III von 1946 – 2010. 
Es wird aus genannten erheblichen Gründen auf ausdrücklich sofortige Klärung, Abhilfe in 
Beweislastumkehr bestanden und gefordert. 
 
Komplexe Erläuterung zum besseren Verständnis: 
 
Die *Bundesrepublik Deutschland* ist nicht Deutschland 
Die Bundesrepublik Deutschland führt bis heute die Nazi-Kolonie des 3. Reiches von Adolf Hitler 
ungehindert weiter. 
(R = STAG: unmittelbare Reichsangehörigkeit = Deutsche Staatsangehörigkeit = Kolonieangehörigkeit 
aus den ehem. Deutschen Schutzgebieten- Verweis Staatsrechtler als Zeitzeugen wie Dr. jur. Herbert 
Hauschild, Hermann Weck, Dr. Walter Schätzel, Dr. Bernhard Lösener, G. Zeidler) 

Die NS- Gleichschaltungskolonie *Bundesrepublik Deutschland* überlagert bis heute den deutschen 
Heimatstaat *Deutschland*. 

Die Verordnung über die deutsche Staatsangehörigkeit vom 05.02.1934 ist mit der militärischen 
Kapitulation des 3. Reiches nicht ersatzlos untergegangen. 
Auch die NS- Glaubhaftmachung *DEUTSCH* von Adolf Hitler wurde 1945 im verbliebenden  deutschen 
Staatsgebiet NICHT beseitigt und wird bis heute in Deutschland angewendet. 
(sprachliche Einführung der deutschen Staatsangehörigkeit im Gesetz Wiederruf von Einbürgerungen und 
Aberkennung der deutschen Staatsangehörigkeit RGBL 28. Juli 1933, Verordnung über die deutsche 
Staatsangehörigkeit RGBL 05.2.1934, Verordnung über die deutsche Staatsangehörigkeit Neues 
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Staatsrecht 1934, Seite 54, Amtsblatt für Schleswig Holstein 29.06. 1946 Nr. 3 Jahrgang 1, 
Staatsgesetzblatt für die Republik Österreich vom 14.Juli  1945, Bundesgesetzblatt Teil III vom 01. August 
1959, Ausweisdokumente der BRD mit der deutschen Staatsangehörigkeit und deren Glaubhaftmachung 
DEUTSCH* von 1934) 

Der Artikel 116 GG verstößt gegen Artikel 139 GG. 

Nach dem Waffenstillstand 1945 wurde ab 1949 die geistige Besetzung angewendet. 

Nazi- Gesetze und die deutsche Zwangs- Staatsangehörigkeit vom 5.02.1934 sind durch geistige 
Okkupation im Verborgenen geblieben. 
 
Durch heimtückische Falschinformationen und täuschende Anwendung von Nazi - Gesetzen hat sich 
dieser Zustand in den Köpfen der Menschen bis heute normalisiert. 

Die deutschen Bundesbürger glauben durch die NS- Glaubhaftmachung "DEUTSCH" von 1934 an die 
deutsche Staatsangehörigkeit vom 05.02.1934. 

Der geheime Staatsstreich 
 Am 8.12.2010 erfolgt ein geheimer Staatsstreich der Bundesrepublik Deutschland, die auch eine 
Urkundenfälschung (Datumfälschung zur Täuschung: 05.02.1934 auf dem 22.07.1913 geändert) im 
Staatsangehörigkeitsgesetz beinhaltet. Desweiteren wurde am 08.12.2010 das Fundament der deutschen 
Staatsangehörigkeit, die (unmittelbare) Reichsangehörigkeit beseitigt. Die unmittelbare 
Reichsangehörigkeit ist die unmittelbare deutsche Staatsangehörigkeit - beides ist ein und dasselbe.  
(RGBL 05.2.1934, Neues Staatsrecht 1934, Seite 54, Verweis Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG 1913) 
BGBl. I S. 1864 08.12.2010 Bundesgesetzblatt Teil III vom 01. August 1959) 

Durch diesen Vorgang wurde ab dem 08.12.2010 jeder Bürger der BRD mit der deutschen 
Staatsangehörigkeit und der NS- Glaubhaftmachung *DEUTSCH* staatlos und durch die unmittelbare 
Unionsbürgerschaft doppelt staatenlos! 
(Verweis unmittelbare Unionsangehörigkeit = Mitgliedschaftsverhältnis - Nichtstaatsangehörigkeit und 
Welt - Bürgerschaft – Der Unionsbürger von Christoph Schönberger) 

Der Artikel 16 GG wurde am 08.12.2010 durch täuschen beseitigt. 

Die BRD vollzog diesen geheimen Staatsstreich und hält die beseitigte deutsche Staatsangehörigkeit von 
1934 durch die NS- Glaubhaftmachung *DEUTSCH* von 1934 künstlich am Leben. 
 
Aufgrund der bereits wiederholt gerichtlich festgestellter rechtsoffenkundiger STAATLOSIGKEIT 
der Bundesrepublik Deutschland und nachfolgender Verfahrenseinstellungen wird hiermit die 
Legitimation der Behörde und die Legitimation der Tat ausführenden Bediensteten ernsthaft 
angezweifelt.  
 
Verweis auf die Ihrer Behörde vorliegende aktuelle Staatenlos- Beschlüsse: 
K1  Amtsgericht Goslar 
K2 Amtsgericht Langen (Hessen) 
K3 Amtsgericht Vechta 
 
Zu 5. Kreditunwürdiger EU - Rentner & Sozialhilfeempfänger - zusätzlich mit Schufaeintrag durch 
das LFI Mecklenburg- Vorpommern: Allein die Tatsache das ich Halter des PKW ist begründet 
damit nicht automatisch die Vermutung des Gerichts  das ich zu zusätzlichen – außerplanmäßigen 
Geldzahlungen in der Lage bin. 25€ sind für den Betroffenen im Gegensatz zur Auffassung des 
Gerichts VIEL GELD! Der angeführte Grundsatz (Göhler, a.a.O.) trifft in diesen Sonderfall nicht zu 
und wird zu Recht angezweifelt.  
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Zu 6. Niemand darf wegen einer Geldforderung in Haft genommen oder zu einer EV 
gezwungen werden! 
Nach Protokoll Nr. 4 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
(analog Art. 6 II EMRK), durch das gewisse Rechte und Freiheiten gewährleistet werden, die nicht 
bereits in der Konvention oder im ersten Zusatzprotokoll in der Fassung des Protokolls Nr. 11 
Straßburg, 16.09.1963 enthalten sind, ist die Freiheitsentziehung wegen zivilrechtlichen Schulden, 
- und somit auch die Einleitung einer Beugehaft für die Abgabe einer zivilrechtlichen 
eidesstattlichen Versicherung -, eine Menschenrechtsverletzung. Die Abgabe der Eidesstattlichen 
Versicherung (EV) ist eine zivilrechtliche Angelegenheit und darf nicht mit der Haft erzwungen 
werden, da es nicht erlaubt ist, gegen sich selbst eine Erklärung unfreiwillig abzugeben 
(Unschuldsvermutung Art. 6 II EMRK): Artikel 1 – Verbot der Freiheitsentziehung wegen Schulden: 
„Niemandem darf die Freiheit allein 
deshalb entzogen werden, weil er nicht in der Lage ist, eine vertragliche Verpflichtung zu 
erfüllen.“ [siehe auch IPbpR Art. 11 (Internationaler Pakt für bürgerliche und politische 
Rechte)] (Land Deutschland: Unterzeichnung 16/9/1963; Ratifizierung 1/6/1968; Inkrafttreten 
1/6/1968) 
 
Erzwingungshaft ist unstatthaft und hat auf Grund der Vollzugsuntauglichkeit (§455) und 
Verhältnismäßigkeit zu unterbleiben. (Vgl. Göhler, a.a.O., §97 Rn. 1 a.E.) Es wird hilfsweise die  
aktuelle Überprüfung der HAFTFÄHIGKEIT- VOLLZUGSUNTAUGLICHKEIT durch einen über das 
Gericht zu bestellenden Gutachter beantragt/ gefordert. 
 
Zu 7 Die Kosten des Beschwerdeverfahrens kann der Betroffene aus o.g. Gründen gleichfalls nicht 
tragen. Es darf mir aber der Beschwerdeweg nicht verwehrt werden. Das wäre dann eine weitere 
GRUNDRECHTEVERLETZUUNG. Daher sind die Prozeßkosten über Prozeßkostenbeihilfe 
abzuwickeln, welche hiermit formlos beantragt wird. 
 
Bitte geben Sie bei Ihren künftigen Schreiben unbedingt den Vor- und Zunamen des Verfassers an, damit 
ich bei einem eventuellen Durchgriff gemäß § 823 BGB respektive 839 BGB nicht gehindert bin. 
 
Aus der angeführten erheblichen juristischen Gründen und rechtsoffenkundigen Tatsachen sind 
die betr. Beschlüsse aufzuheben und das  betr. OWi- Verfahren sofort einzustellen. Die Kosten des 
Verfahrens sind der Staatskasse aufzuerlegen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Rüdiger Klasen 
 
 
 


